In einigen Strukturfondsprogrammen sehen die Regeln zur Förderfähigkeit von Projektkosten vor, dass Projektträger, die als Auftraggeber fungieren, selbst bei Auftragswerten, bei denen eine Direktvergabe zulässig wäre, Vergleichsangebote einholen sollen.
 Aus den Diskussionen im Zuge der Erarbeitungen dieser Vorgaben geht die dahinterstehende Intention klar hervor: durch die Verpflichtung zur Einholung von Vergleichsangeboten sollen die Auftraggeber veranlasst werden, auch mit anderen als den "Unternehmern des Vertrauens" in Kontakt zu treten und danach zu trachten, den Auftrag an den Best- bzw. Billigstbieter zu vergeben. Damit soll sichergestellt werden, dass diese Auftraggeber mit den ihnen zur Verfügung stehenden öffentlichen Geldern (von denen ja ein bestimmter Prozentsatz aus EFRE-Geldern refundiert wird) sparsam umgehen. 

Die Verfasser der oben genannten Förderfähigkeitsregeln haben aber offenbar folgendes übersehen: Werden mehrere verbindliche Angebote eingeholt, handelt es sich dabei – je nachdem, ob verhandelt wird – um ein Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung oder um ein nicht offenes Verfahren ohne Bekanntmachung.
 Dies lässt sich aus der eingangs dargelegten Legaldefinition der Direktvergabe bzw. der Definition des Angebotes ableiten. Bei der Direktvergabe schließt der Auftraggeber unmittelbar mit einem ausgewählten Unternehmer einen Vertrag ab. Er lässt sich also gerade nicht mehrere Angebote (unter einem Angebot ist nach § 2 Z 3 die verbindliche Erklärung des Bieters zu verstehen, eine bestimmte Leistung gegen Entgelt unter Einhaltung festgelegter Bedingungen erbringen zu wollen) mehrerer Unternehmer stellen, sondern beauftragt direkt ein bestimmtes Unternehmen. Was im Rahmen einer Direktvergabe allerdings gemacht werden kann, ist die Einholung unverbindlicher Preisauskünfte (§ 41 Abs 3).

Fest steht nach dem Gesagten, dass die Verfasser der genannten Förderfähigkeitsregeln der Strukturfondsprogramme keineswegs anstrebten, die Auftraggeber in den Strukturfondsprojekten einem strengeren Vergaberegime zu unterwerfen. Vielmehr haben sie offenkundig irrtümlich von Angeboten statt unverbindlichen Preisauskünften gesprochen. Somit ist die Verpflichtung zur Einholung von Vergleichsangeboten als solche zur Einholung von unverbindlichen Preisauskünften zu lesen.

� Siehe etwa Artikel 4 der gemeinsamen Regeln für die Förderfähigkeit von Ausgaben mit Kofinanzierung aus dem EFRE im Rahmen des Programms "Ziel Europäische territoriale Zusammenarbeit Deutschland/Bayern-Österreich 2007-2013 (derzeit noch unveröffentlicht, demnächst unter folgender Adresse abrufbar: � HYPERLINK "http://www.interreg-bayaut.net" ��http://www.interreg-bayaut.net�) oder Artikel 7 der generellen Regeln für die Förderfähigkeit von Ausgaben mit Kofinanzierung aus dem EFRE in Österreich. Diese Regeln gelten für die transnationalen und interregionalen Programme in Österreich nur subsidiär, also nur dann, wenn die entsprechenden Programmregeln den jeweiligen Fall (hier Auftragsvergaben durch Projektpartner) nicht regeln (derzeit noch unveröffentlicht, demnächst wahrscheinlich unter der Website � HYPERLINK "http://www.oerok.gv.at" ��www.oerok.gv.at� abrufbar).


� Vgl. Casati/Holoubek, Bundesvergabegesetz 2006, 60; Thienel in Schramm/Aicher/Fruhmann/Thienel (Hrsg.), Bundesvergabegesetz 2002, § 6 Rn 275 f. Anderer Ansicht soweit in der Literatur ersichtlich nur Katary in Bundesvergabeamt (Hrsg.), Standpunkte, 67 ff, der die Auffassung vertritt, dass nur die ursprüngliche Festlegung des Auftraggebers auf die Wahl des Vergabeverfahrens maßgeblich ist und das weitere Verhalten des Auftraggebers keine Rolle spielt





